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(Rede Abfindungen)
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Herren,

Die Bundestagsfraktion DIE LINKE. lehnt die Streichung der Steuerbefreiung von Abfindungen mit aller Entschiedenheit ab. Die Streichung bedeutet für von Entlassung betroffenen Arbeitnehmer/innen weitere gravierende Einschnitte in ihren Lebensstandard und ihre Zukunftssicherung. 
Die Koalitionsfraktionen besitzen die schlichte Dreistigkeit, Arbeitslosen nach massiven Kürzungen bei Lohnersatzleistungen und der neuen Form der Sozialhilfe, genannt ALG2, erneut in die Tasche zu langen. 
Ich bringen Ihnen ein Beispiel: Ich weiß nicht, ob Ihnen der § 16 Nr. 4 Einkommensteuer-Gesetz bekannt ist (ich habe da meine Zweifel). In diesem Paragrafen ist geregelt, dass Unternehmer ab dem 55. Lebensjahr bei Betriebsveräußerung einen Freibetrag bei der Besteuerung des Veräußerungsgewinns von immerhin 45.000 Euro erhalten. 
Was aber muss ich feststellen?

Am § 16 Nr. 4 ändern aber rein gar nichts!
Die Unternehmer lassen Sie ungeschoren, die Arbeitslosen müssen bluten, so einfach ist das.

Schämen Sie sich eigentlich gar nicht, meine Damen und Herren von den Koalitionsfraktionen? 
Was ist der eigentliche Kern Ihrer Operation?

Die Bundesregierung will Geld sparen. Dagegen ist im Grundsatz nichts einzuwenden. 

Warum aber will sie sparen? 
Und jetzt nenne ich Ihnen ein weiteres Beispiel: 
Im Jahr 2000 haben Sie eine Steuerreform beschlossen – mit der gewaltigen Gesamtentlastung von 50 Mrd. Euro. Was haben Sie seinerzeit sich selbst auf die Schulter geklopft ob dieser epochalen Leistung!

Heute jedoch, meine sehr geehrte Damen und Herren, hört man sogar von höchster Stelle im BMF – natürlich nur hinter vorgehaltener Hand -, dass man das nie gemacht hätte, wenn man damals die Konjunktur richtig eingeschätzt hätte. 
Das war doch Ihre erste kapitale Fehlleistung auf dem Feld der Wirtschafts- und Finanzpolitik! 

Danach begannen Ihre Sparorgien, weil es lief ja alles nicht so wie Sie sich das erträumt hatten – mit dem bekannten Effekt der erneuten Einschnürung der Steuerbasis der Öffentlichen Hand.
Mit Ihren Steuersenkungsarien, die Sie jahrelang gesungen haben, haben Sie sich doch selbst den Boden unter den Füßen weg gehauen!

Heute jammern Sie, die Steuerbasis sei zu dünn geworden, man müsse die Steuerquote erhöhen. 

Richtig, meine Damen und Herren. 
Fünf Jahre zu spät kommen Sie, aber Sie kommen!

Und was fällt Ihnen ein zur Begrenzung des Desasters:

Mehrwertsteuer rauf und Sozialstaat runter 
Geradezu ein Feuerwerk an innovatorischer Meisterleistung!

Ich werde Ihnen die Zahlen nicht ersparen, in der Süddeutschen Zeitung soeben nachzulesen:
In 2005 angekündigte Massenentlassungen deutscher Unternehmen:

Telekom 


32.000

VW 


   8 – 10.000

Siemens 


8.000

Daimler Chrysler 
8.000

Opel 



9.000

KarstadtQuelle

5.700

Walter Bau


3.000

HypoVereinsbank
2.400

deutsche Bank

1.900

AEG



1.800

IBM



1.600

HP



1.500

Ford 



1.300

Linde



1.100

Miele



1.100

etc. etc.

Ich sage Ihnen hier direkt ins Gesicht: Sie wissen ganz genau, was auf Sie zukommt, das IAB hat Ihnen gerade 5 Mio. Arbeitslose Ende kommenden Jahres vorhergesagt.

Und in dieser Situation wollen Sie Ihre heruntergewirtschaftete Kasse sanieren, indem Sie jetzt auch noch die massenhaft fälligen Abfindungen besteuern!
Es ist unfassbar, was Sie da machen!
Ich will hier gar nicht vom Chaos sprechen, dass Sie damit für Sozialplanverhandlungen produzieren.

Sie bleiben bei der Linie, die rot-grün mit der sog. „Jahrhundertreform“ der Agenda 2010 eingeläutet hat: Für das selbst verschuldete Desaster wird das Volk zur Kasse gebeten. 

Nein, meine Damen und Herren.

Wir werden Ihnen zeigen, wie es anders geht, da können Sie sich drauf verlassen. 

Das ist unsere Pflicht gegenüber den 4 Mio. Wählerinnen und Wählern.


